
Anstoß: Am 21. September 
hat der Stadtrat den Haus-
haltsplan für das Jahr 2016 be-
schließen. Wann hat Erfurt ei-
nen gültigen Haushalt?
Dr. Reinhard Duddek (Finanzpo-
litscher Sprecher der LINKEN im 
Erfurter Stadtrat): Nach dem Be-
schluss benötigt die Verwaltung 
noch etwa zwei Wochen, um die 
Änderungen einzuarbeiten. An-
schließend muss der Haushalt 
zur Genehmigung dem Landes-
verwaltungsamt vorgelegt wer-
den. Dieses benötigt zwischen 
6 und 8 Wochen um den Haus-
halt zu prüfen und das Genehmi-
gungsschreiben zu erstellen, falls 
es keine Beanstandungen hat. Mit 
Vorliegen des Schreibens und der 
Veröffentlichung im Stadtanzei-
ger wäre der Haushalt gültig. Wir 
sprechen dann über einen Zeit-
raum von etwa vier Wochen, die 
dieser Haushalt Gültigkeit hätte, 
weil wir ja am 31. Dezember Jah-
resschluss haben.

Auch im vergangen Jahr hatte 
der Haushaltsplan nur knapp 
ein halbes Jahr Gültigkeit. Wa-
rum gelingt es der Stadtver-

waltung nicht, rechtzeitig ei-
nen Haushalt aufzustellen?
Die Verwaltung ist laut Thüringer 
Kommunalordnung (ThürKO) ge-
halten dem Stadtrat einen aus-
geglichenen Haushalt vorzule-
gen. Ausgeglichen heißt, dass 
die Einnahmen gleich den Ausga-
ben sind. Dies zu erreichen fällt 
immer schwerer. Die finanziellen 
Wünsche der einzelnen städti-
schen Bereiche gehen über die 
Möglichkeiten hinaus. Die Ver-
waltung tritt an, dies an die rea-
len Bedingungen anzupassen. Im 
laufenden Jahr 2016 hat das bis 
etwa Juli gedauert. Dann war der 
Haushaltsausgleich gegeben. Auf 
die konkrete Frage, wann wir den 
Haushalt für 2017 bekommen, 
konnte die Finanzdezernentin 
keine Antwort geben. Sie hat ge-
sagt, dies so schnell wie möglich 
zu tun. Das hat sie vor einem Jahr 
aber auch schon gesagt.

Wir sind jetzt gezwungen ein 
Haushaltssicherungskon-
zept (HSK) aufzustellen. Was 
ist das?
Wir haben das Jahr 2014 mit einen 
Defizit von 4,8 Millionen und das 

Jahr 2015 mit einem Defizit von 
1,3 Millionen abgeschlossen. Und 
darum sind wir laut ThürKO gehal-
ten ein HSK zu erstellen. Wir müs-
sen Maßnahmen ergreifen um die 
finanzielle Leistungsfähigkeit der 
Stadt Erfurt wiederherzustellen. 
Einige in der Verwaltung wollen 
immer zuerst bei den sogenann-
ten freiwilligen Leistungen im 
Kultur-, Jugend- oder Seniorenbe-
reich sparen. Wir sehen das sehr 
kritisch, weil das zu gravierenden 
Einschnitten im allgemeinen sozi-
alen Gefüge der Stadt führt.

Was glaubst du ist notwendig 
um Erfurt wieder finanziell auf 
sichere Füße zu stellen? 
Wir haben ein Einnahmeprob-
lem. Wir generieren, im Verhält-
nis zu vergleichbaren Städten 
in den alten Bundesländern 30 
Prozent weniger Steuern. Um 
die Einnahmen zu verbessern hat 
die Verwaltung erste Vorschläge 
unterbreitet. Diese beinhalten 
Verkäufe von Tafelsilber, also 
Geld, dass man einmalig gene-
rieren kann. Aber auch wie man 
kommunale Unternehmen stär-
ker an der Schließung des Haus-

haltsdefizites beteiligen könnte. 
Hier wird über (erhöhte) Aus-
schüttungen von der Sparkasse, 
KOWO und anderen Unterneh-
men nachgedacht. Ich bin der 
Meinung, dass wir hier nochmal 
gründlich diskutieren sollten. 
Dann ist auch noch vorgesehen 
einen teilweisen Kahlschlag im 
kulturellen Bereich durchzu-
führen. Das sind Ideen, wo wir  
LINKEN sagen müssen, das kön-
nen wir nicht mittragen.

Gehst du davon aus, dass wir 
durchaus in den Konflikt mit 
unseren aktuellen Kooperati-
onspartnern von SPD und Grü-
nen kommen werden?
Hier liegt sehr großes Konflikt-
potenzial. Es wird nicht einfach, 
in den kommenden Monaten, 
über dieses HSK zu diskutieren. 
Ich denke, hier müssen alle Sei-
ten bereit sein Kompromisse 
einzugehen.

Mehr zum Erfurter Haushalt 
auf den Seiten 3 und 5.
Redaktionell gekürzt. Das gan-
ze Interview finden sie hier:  
www.linksfraktion-erfurt.de 
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Haushalt für Erfurt im Dezember
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77 Jahre nach dem Überfall 
der deutschen Wehrmacht auf 
Polen und dem Beginn des von 
Deutschland angefangenen 
zweiten Weltkrieges wurde 
auch in diesem Jahr der Welt-
friedenstag gefeiert. Das Cre-
do »Nie wieder Krieg!« bleibt 
unverzichtbar, denn der dies-

jährige Gedenktag fällt in eine 
denkbar unfriedliche Zeit. Dies 
lässt sich schon am Wandel 
der Bundeswehr ablesen, die 
sich von ihrer Rolle als »Vertei-
digungsarmee« verabschiedet 
hat und und nun weltweit als 
Interventionsmacht operiert. 
Allein Anfang diesen Jahres 

befanden sich insgesamt 
3.000 bewaffnete deutsche 
Soldatinnen und Soldaten in 
mehr als zehn Staaten, im Mit-
telmeer und am Horn von Afri-
ka im Einsatz. Zeitgleich wird 
an einer stärkeren Rolle der 
Bundeswehr im Inneren ge-
bastelt.

Spätestens seit der Münchner 
Sicherheitskonferenz 2014 
wird eine Neuausrichtung der 
Außenpolitik vorangetrieben, 
weil Deutschland bereit sein 
müsse, sich früher, entschie-
dener und substanzieller inter-
national zu engagieren.
Fortsetzung auf Seite 2.

Weltfriedenstag in unfriedlichen Zeiten

Seiten 3 und 9 .

Der Finanzpolitische Spre-
cher der LINKEN im Erfurter 

Stadtrat und Vorsitzende 
des Finanzausschusses,  

Dr. Reinhard Duddek.

Liebe  
Erfurterinnen 
und Erfurter,
unsere Stadt kann auf eine 
lange Geschichte zurückbli-
cken. Heute ist Erfurt zwar 
politisches Zentrum Thü-
ringens, aber weit entfernt 
von der wirtschaftlichen 
oder kulturellen Bedeutung 
vergangener Jahrhunderte. 
Umso verbissener scheinen 
sich viele an die »glorreiche« 
Vergangenheit zu klammern. 
Während einerseits Kultur-
schaffenden und sozialen 
Einrichtungen erklärt wird, 
sie müssten den Gürtel en-
ger schnallen, scheint immer 
Geld für ein weiteres Presti-
geprojekt vorhanden zu sein. 
Seien es knapp 40 Millionen 
für das Steigerwaldstadion, 
rund 90 Millionen für die 
Bundesgartenschau oder als 
neueste Prestigeausgabe 
zweihunderttausend Euro 
als Nebenschauplatz des 
evangelischen Kirchentages 
2017.  Ein Großteil der Kos-
ten wurde mit Fördermitteln 
von Bund, Land oder Europä-
ischer Union zu bestritten. 
Trotzdem fließt aus städti-
schen Kassen eine erhebli-
che Summe in Projekte, an 
deren nachhaltigem Nutzen 
für Erfurt ich erhebliche 
Zweifel hege.
In der Vergangenheit hat  
DIE LINKE. im Stadtrat Erfurt 
diesen Projekten trotz der 
Vorbehalte zugestimmt, um 
die Kooperation mit SPD und 
Grünen zu bewahren und so 
Gestaltungsmöglichkeiten 
für Soziales und auch Kultur 
in Erfurt zu bekommen. Je 
kleiner allerdings der Spiel-
raum für Soziales und Kultur 
wird, desto geringer ist auch 
meine persönliche Bereit-
schaft in Zukunft Prestige-
projekte mitzutragen.

Ihr Matthias Bärwolff
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Dr Steffen Kachel: Hallo Frau 
Hinkeldein. Vor drei Monaten 
standen ein Panzer und etli-
ches sonstiges Kriegsgerät 
auf dem Erfurter Domplatz. 
Viele Menschen drängten 
sich dort und interessierten 

sich für das, was die Bundes-
wehr will und tut. Wie stehen 
Sie zu dieser Veranstaltung?
Ute Hinkeldein: Nun, ich habe 
mit unserem Erfurter Friedens-
kreis, mit der Offenen Arbeit 
des Evangelischem Kirchen-

kreises und insgesamt weite-
ren 11 Vereinen und Organi-
sationen dort protestiert, weil 
Grundschulkindern der Um-
gang mit Waffen erklärt wurde 
und sie auch im Panzer sitzen 
durften.
Dass die Stadtverwaltung er-
laubt hat, den historischen 
Domplatz für die Veranstaltung 
zu nutzen, fand ich besonders 
schlimm.

Wie lange sind Sie schon an 
den Friedensfragen dran? An 
welche friedenspolitischen 
Erfolge erinnern Sie sich, an 
welche Niederlagen?
Schon über 25 Jahre bin ich 
friedensbewegt. Seit dem Golf-
krieg am 18. Januar 1991. Die-
ser Krieg traf damals die Bür-
ger, die nach der Wende auf 
friedliche und gute Zeiten hoff-
ten, wie ein Schlag. Während 
der ganzen Dauer des Krieges 
gab es in Erfurt und überall in 
Deutschland fast täglich Akti-
onen. Heute ist die Betroffen-
heit vieler Bürger im Friedens-
thema weniger spürbar. Besser 
als damals läuft allerdings die 
deutsche und internationale  
Vernetzung.

Frau Hinkeldein, was macht 
Ihnen aktuell Sorgen? 
Sorgen macht mir die Ausgren-
zung Russlands in allen gesell-
schaftlichen Bereichen. Das 
führt zu einem neuen Kalten 
Krieg auf der einen Seite und zu 
wirtschaftlicher Stagnation in 
Thüringen andererseits Zur Zeit 
gibt es in Thüringen allein des-
wegen 3.000 Arbeitslose mehr, 
weil Betriebe, die nicht zuletzt 
für den Export nach Russland 
produzierten, ihre Arbeit ein-
stellen mussten.
Friedenspolitisch muss in al-
len politischen Ebenen drin-

gend für Deeskalation gesorgt 
werden.
In Erfurt konkret müssen wir 
den Blick des Oberbürgermeis-
ters Andreas Bausewein auf die 
friedliche Seite der Stadt (his-
torisch wie aktuell) richten. 
Er ist »Mayors for Peace«, das 
sollte er auch deutlich zeigen. 
Fahnenschwenken einmal im 
Jahr genügt nicht.

Wo sehen Sie die konkrete 
Aufgabe für die Friedensbe-
wegung in Erfurt?
Wir müssen Erfurt als Stadt des 
Friedens stärken. Diese Ge-
wichtung ist gegenüber dem 
immer mehr militarisierten Er-
furt wichtig. Die aktuellste Auf-
gabe sehe ich jetzt darin, dass 
wir den Bürgern besser begreif-
lich machen müssen, dass die 
Flüchtlinge im Zusammenhang 
mit den NATO-Kriegen stehen. 
Die Proteste müssen bei den 
weiteren Kriegsbegehren an-
setzen und nicht bei den Flücht-
lingen.
Außerdem arbeitet die Frie-
densbewegung in Thüringen in-

haltlich. Ich denke 
da nur an die Initi-
ative Rüstungs-
konversionsfonds Jena, wo ich 
auch beteiligt bin. Hauptziel ist 
es, Thüringer Unternehmen, die 
sich von der (teilweisen) Pro-
duktion militärischer Güter und 
Komponenten abwenden wol-
len, in diesem Anliegen zu be-
fördern. Dazu bedarf es noch 
mehr Unterstützer und Spon-
soren.

Frieden ist mehr als Fahnen-
schwenken einmal im Jahr

Frieden

Ute Hinkeldein. 
Sie ist seit über 25 

Jahren aktiv für 
Friedenspolitik. 

Wenn die Streitkräfte beim »Tag 
der Bundeswehr« mit Panzern 
auf dem Erfurter Domplatz um 
Sympathien und Nachwuchs 
buhlen, stellt sich die Frage: 
Quo vadis Friedenspolitik? Ei-
nen konkreten Eindruck für die 
kommenden Jahre vermittelt 
das »Weißbuch zur Sicherheits-
politik und zur Zukunft der Bun-
deswehr«. Die Fortschreibung 
der letzten Ausgabe aus dem 
Jahr 2006 wurde im Juli vom 
Kabinett beschlossen. Es gilt 
als das »oberste sicherheitspo-
litische Grundlagendokument 
Deutschlands«, für eine »stra-
tegische Standort- und Kursbe-
stimmung für die deutsche Si-
cherheitspolitik« und ist jetzt 

offizielle Regierungspolitik. Die 
aktuelle Ausgabe sieht für die 
Bundeswehr eine Aufrüstung 
und häufigere Auslandsein-
sätze vor. Außerdem soll sie 
Führungsverantwortung bei 
UN-Einsätzen übernehmen 
können. Von der Präambel aus 
dem Jahr 1970 »Die Bundesre-
gierung betrachtet den Frie-
den als das höchste Gut« ist im 
Weißbuch nicht mehr die Rede. 
Dafür legitimiert es die hohen 
Ausgaben der Verteidigungs-
ministerin von der Leyen und 
neue Auslandseinsätze. Der All-
gemeinplatz von der »Dynamik 
unseres Sicherheitsumfeldes«, 
die zu einem »Anstieg der welt-
weiten Einsätze der Bundes-

wehr geführt« habe, verschlei-
ert, dass es sich dabei um ganz 
bewusste Regierungsentschei-
dungen handelt. Zudem wer-
den in dem Papier Koalitionen 
der Bundeswehr in »Ad-hoc-
Kooperationen« im Ausland 
mit anderen Streitkräften als 
möglicher Normalfall bezeich-
net. Daneben wachsen die Rüs-
tungsexporte aus Deutschland 
stetig an. Die von der Bundes-
regierung genehmigten Kos-
ten für Rüstungsexporte für 
das vergangene Jahr betragen 
7,86 Milliarden Euro und haben 
sich damit gegenüber 2014 fast 
verdoppelt. Im ersten Halbjahr 
2016 sollen die Ausfuhrzahlen 
abermals gestiegen sein. Der 

deutsche Staat exportiert für 
bewaffnete Auseinanderset-
zungen und die Wirtschaft ver-
dient daran, statt im Sinn eines 
Verbotes aller Rüstungsexpor-
te die entsprechenden Betrie-
be auf eine zivile Produktion 
umzustellen. Vielleicht wäre 
eine Diskussion über eine Füh-
rungsverantwortung Deutsch-
lands wirklich sinnvoll, wenn 
sie nicht mit einer militärischen 
Logik, sondern als Motor fried-
licher Konfliktlösungen geführt 
würde. Dies entspräche der im 
Weißbuch aufgeführten »zu-
nehmenden internationalen 
Verantwortung unseres Lan-
des«.
kb

Weltfriedenstag – Fortsetzung von Seite 1Liebe  
Erfurterinnen 
und Erfurter,
unübersehbar hebt der 
deutsche Militarismus wie-
der sein hässliches Haupt. 
Immer selbstbewusster 
und lauter fordern seine 
Lobbyisten mehr Einfluss. 
In dem unter Federfüh-
rung von Ursula von der 
Leyen verfassten »Bundes-
wehrweißbuch« heißt es, 
Deutschland sei als »Im-
pulsgeber« bereit, auch bei 
Auslandseinsätzen »Füh-
rung zu übernehmen«. Das 
»Weißbuch« sieht nicht nur 
häufigere Auslandseinsät-
ze und eine Aufrüstung der 
Bundeswehr vor, es öffnet 
auch die Tür für Bundes-
wehreinsätze im Inneren. 
Nur zehn Tage nach der 
Veröffentlichung wurde 
nach dem schrecklichen 
Attentat in München im 
Juli eine Feldjäger-Einheit 
der Bundeswehr in Bereit-
schaft versetzt. Doch es 
gab dort keinen inneren 
Notstand, der einen Ein-
satz nach dem Grundge-
setz gerechtfertigt hätte. 
Die Bundeswehr aber igno-
riert das und plant bereits 
eine erste Stabsübung zum 
Einsatz im Inneren noch 
in diesem Jahr. Schritt für 
Schritt sollen die gesetzli-
chen Grenzen, die der Bun-
deswehr im Inneren auf-
grund der Erfahrung des 
Faschismus gesetzt sind, 
gelockert werden. Doch es 
ist nicht nur die drohende 
Aufweichung des streng 
reglementierten Einsat-
zes der Bundeswehr im 
Inneren. Auch angesichts 
erweiterter Kompetenzen 
der Bundeswehr sowie 
einer Zunahme von Aus-
landseinsätzen und Rüs-
tungsexporten wird das 
Festhalten an einer kon-
sequenten Friedenspolitik 
immer wichtiger. Und da-
mit bleibt unser Grundsatz 
»Krieg darf kein Mittel der 
Politik sein« auch weiterhin 
nicht verhandelbar. 

Ihre Martina Renner
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Zur besseren Darstellung 
des Anliegens Rüstungs-
konversionsfonds: 
http://gleft.de/1sx
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Man sagt, ein Haushalt sei in 
Zahlen gegossene Politik. Nur, 
dass die Haushalte der Städ-
te und Gemeinden heute im-
mer weniger abbilden, welche 
Politik vor Ort gemacht wird. 
Sondern immer mehr, welche 
Politik die Bundesregierung vo-
rantreibt. Die nämlich sorgt mit 
ihren falschen Entscheidungen 
dafür, dass die Gegensätze von 
Reich und Arm immer schärfer 
werden. Während der städti-
sche Haushalt vom zunehmen-
den privaten Reichtum nichts 
hat, muss die Stadt den klam-
men Bevölkerungsteilen immer 
stärker unter die Arme greifen. 
Die Aufwendungen für Wohn-

geldzuschüsse, die Grundsi-
cherung in der Pflege und wei-
tere soziale Pflichtleistungen 
steigen stetig an.
Hinzu kommt, dass die Bundes-
regierung ständig neue Aufga-
ben festlegt, die die Kommu-
nen erledigen und bezahlen 
müssen.Zum Beispiel wurde in 
Berlin höhere Eingliederungs-
hilfen für behinderte Menschen 
festgelegt. Ohne Zweifel gut 
für die Betroffenen, aber war-
um gibt die Bundesregierung 
den Städten und Gemeinden 
das Geld dafür nicht mit? So ist 
klar, dass momentan viele kom-
munale Haushalte in Schieflage 
geraten.

Auch in Erfurt fressen die Kos-
tenanstiege im sozialen Bereich 
die verbesserten Einnahmen 
auf und erzeugen ein immer 
größer werdendes Loch. Die 
Folge: Erfurt konnte 2015 mit 
den Einnahmen die Ausgaben 
nicht decken. Wenn dies zwei-
mal hintereinander passiert, so 
die Kommunalgesetzgebung, 
verlangt das Landesverwal-
tungsamt als Kontrollbehörde 
von der Stadt ein sogenanntes 
Haushaltssicherungskonzept. 
Dort werden über die nächsten 
Jahre erhebliche Einsparungen 
festgelegt, damit die Stadt 
nicht weiter in die roten Zahlen 
abdriftet.

DIE LINKE. Erfurt sieht der 
Haushaltssicherung kämpfe-
risch entgegen und wir fordern 
den Oberbürgermeister auf, 
mit uns einig zu sein: Keine Ein-
schnitte in den Bereichen, die 
für die alltägliche Lebensquali-
tät der Menschen in der Stadt 
wichtig sind, sondern Schaf-
fung gleicher Lebensbedingun-
gen in allen Stadtteilen.
Zuerst müssen das Land Thü-
ringen und seine Städte ge-
meinsam mit anderen Bun-
desländern Druck auf die 
Bundesregierung machen: 
aus den aktuellen Milliarden 
zusätzlichen Steuereinnah-
men des Bundes muss ein 
Unterstützungsprogramm für 
die Kommunen werden! Es 
darf nicht passieren, dass die 
Städte ihre Lebensqualität 
verlieren, Herr Schäuble aber 
die Milliarden Überschüsse 
im Bundeshaushalt in Rücker-
stattungen für die Reichen ver-
wandelt.
Wir sind der Meinung, dass Er-
furt nicht über seine Verhältnis-
se lebt und wir die Standards, 
die wir in den letzten Jahren 
gemeinsam verteidigt haben, 
auch weiterhin halten wollen. 
Sollten wir aber weiter unter 
Druck geraten, müssen wir bei 
vielen Projekten kleinere Bröt-
chen backen — und das schließt 
Multifunktionsarena und BUGA 
mit ein.
Dr. Steffen Kachel, Vorsitzender 
DIE LINKE. Erfurt

Vor fünf Jahren wurde der 
Durchführungsvertrag zur 
BUGA2021 unterzeichnet. Am 
Anfang stand eine Machbar-
keitsstudie mit vielen Ideen, 
Zielsetzungen und Wünschen. 
Im Laufe der Zeit hat die BUGA 
2021 konkrete Formen ange-
nommen. Die ersten Baumaß-
nahmen auf der ega, wie zum 
Beispiel die Spiel- und Erleb-
niswelt »Gärtnerrreich« und 
das Besucherzentrum oder 
der Abriss des alten Heizkraft-
werkes in Erfurt-Gispersleben, 
sind erfolgt. Es wird deutlich, 
dass die BUGA immer näher 
rückt. Heute in fünf Jahren 
wird sich die Bundesgarten-
schau bereits dem Ende nei-
gen. Dann wird es Zeit ein Re-
sümee zu ziehen, welche der 
ursprünglichen Ideen umge-
setzt werden konnte.
Der Petersberg als Herzstück 
der Bundesgartenschau und im 
Zentrum von Erfurt stellt größ-
te Anforderungen an die Plane-
rinnen und Planer. Das Konzept 
der Parität gemeinsam mit der 
Landesmedienanstalt die De-
fensionskaserne herzurich-
ten gehört der Vergangenheit 
an. Gegenwärtig wird intensiv 
an der Zusammenlegung ver-
schiedener Museumsstand-
orte zu einem Landesmuseum 

gearbeitet. Fakt ist, dass die 
Defensionskaserne zur Bun-
desgartenschau nur in einem 
begrenzten Umfang den Besu-
chern zugänglich sein wird. Die 
Sanierung der Peterskirche, 
eine Seilbahn zwischen ega 
und Petersberg oder das Wege-
Aufstiegssystem vom Domplatz 
sind Projekte die das Erschei-
nungsbild des Petersberg ent-
scheidend verändern werden.
Der egapark als traditionsrei-
ches Ausstellungsareal wandelt 
sich bereits jetzt. Neben dem 

bereits fertiggestellten Spiel-
platz und Eingangsbereich wird 
das geplante Klimazonenhaus  
DANAKIL, als neues Highlight 
der Erfurter Gartenausstellung, 
die Attraktivität maßgeblich er-
höhen. 
Die nördliche Geraaue ist die 
grüne Verbindung zwischen der 
Innenstadt und dem Außenbe-
reich der BUGA. Sie wird die At-
traktivität des Wohnumfeldes 
von rund 50.000 Erfurterinnen 
und Erfurtern deutlich aufwer-
ten. Bereits jetzt wurden große 

Bereiche dieses 
B U G A - A r e a l s 
verändert. Sie 
geben  einen guten Ausblick da-
rauf, was es bedeutet Ausrich-
ter einer Bundesgartenschau 
zu sein.
Michael Seeber

Stadtverband

Berg im Bund und Löcher 
in den Kommunen
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Nur noch fünf Jahre bis zur BUGA

3. Mitgliederver-
sammlung 2016
Unsere kommende Gesamt-
mitgliederversammlung (GMV) 
wird am 19. November stattfin-
den. Um 9.30 Uhr geht es in der 
Geschäftsstelle der Erfurter 
LINKEN, Eugen-Richter-Straße 
44, los. Inhaltlich werden vor 
allem städtischer Haushalt, die 
Bundestagswahl und das Haus-
haltssicherungskonzept eine 
Rolle spielen. Außerdem wird 
ein Stadtvorstandsmitglied 
(gemischte Liste) nachgewählt. 
Bewerbungen im Vorfeld sind 
sehr erwünscht, meldet Euch 
einfach bei Renate Herrmann.

Antrag gegen 
CETA abgelehnt
Am 21. September lehnte der 
Bundestag in der Debatte 
um das Freihandelsabkom-
men CETA einen Antrag der 
Linksfraktion ab. Die Bundes-
regierung sollte beauftragt 
werden, auf EU-Ebene gegen 
das Abkommen mit Kanada 
zu stimmen. Es besteht die Ge-
fahr, dass hinter dem Rücken 
der Bürgerinnen und Bürger  
weitreichende Entscheidun-
gen getroffen werden, ohne 
jemals öffentlich besprochen 
worden zu sein.

Arbeit im Erfurter 
Stadtvorstand
Im Stadtvorstand beschäftigen 
wir uns gerade mit der Vorberei-
tung der nächsten GMV, hierzu 
bildete sich eine AG. Städti-
scher Haushalt und Haushalts-
sicherungskonzept wurde im 
Stadtvorstand mit Matthias 
Bärwolff ausführlich beraten. 
In einer Stadtvorstandssitzung 
am 14. September 2016 wurden 
die Bundestagsdirektkandida-
turen besprochen und Strate-
gien zur Bildung des Wahlbüros 
evaluiert. 
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Blick auf die ega. Ein Kern-
element  der BUGA 2021.

Einen Artikel mit Positi-
onen der Erfurter LINKEN 
zur BUGA inden sie hier: 
http://gleft.de/1sW

Sprachrohr sein!

V ie le  Mitg l ieder  der  
LINKEN engagieren sich in ih-
rem Stadt- oder Gemeinderat. 
Schritt für Schritt und mit Un-
terstützung der Genossen und 
Genossinnen haben sie sich 
das notwendige Know-How 
angeeignet. DIE LINKE unter-
stützt sie dabei sich zu ver-
netzen und weiterzubilden. 
Alle sollen befähigt werden, 
vor Ort mitzugestalten und ein 
Sprachrohr für die Bürgerin-
nen und Bürger zu werden. Ha-
ben auch Sie Lust die Demo-
kratie in Thüringen zu stärken? 

http://www.die-linke- 
thueringen.de/mitmachen
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Moderate Stimmen zitierten 
sofort das Grundgesetz. Ar-
tikel 3: »Niemand darf wegen 
seines Geschlechtes, seiner 
Abstammung, seiner Rasse, 
seiner Sprache, seiner Heimat 
und Herkunft, seines Glau-
bens, seiner religiösen oder 
politischen Anschauungen 
benachteiligt oder bevorzugt 
werden.« Oder Artikel 4: »Die 
Freiheit des Glaubens, des Ge-
wissens und die Freiheit des 
religiösen und weltanschauli-
chen Bekenntnisses sind un-
verletzlich«. Denn das sind un-
sere Werte und die Grundlagen 
unseres Miteinanders.
Dennoch waren Fragen, Sor-
gen, Ängste und Befürch-
tungen von Bürgerinnen und 
Bürgern ebenso schnell im ge-
sellschaftlichen Diskurs, ver-
einfacht zusammengefasst in 
der Fragestellung: »Wir sind 
keine Nazis, aber warum wird 
bei uns die Moschee gebaut?« 

In dieser emotional aufgeheiz-
ten Situation ist es wichtig, 
nicht nur mit Sachargumenten 
wie Grundgesetz, Bauordnung, 
Religionsfreiheit oder histo-
rische Verantwortung aufzu-
klären, sondern deutlich die 
Notwendigkeit von Humanität 
und die Chance von kultureller 
Vielfalt und Weiterentwicklung 
aufzuzeigen.
Natürlich wird dieser Prozess 
kein einfacher und problemlo-
ser sein. Abgrenzung und Igno-
rieren von menschlichem Leid, 
Not, Vertreibung oder gar To-
desangst von Flüchtlingen ist 
der falsche Weg.
Für ebenso wichtig halte ich die 
seit Jahrzehnten gemachten 
positiven Erfahrungen mit Inte-
gration von Menschen anderer 
Länder und anderer Kulturen.
Bereits seit rund 260 Jah-
ren existieren muslimische 
Religionsgemeinschaften in 
Deutschland und bereits vor 

über 100 Jahren wurde die ers-
te Moschee in Berlin errichtet. 
Heute leben über 4 Millionen 
Muslime in Deutschland, wo-
mit der Islam die drittgrößte 
Religionsgemeinschaft dar-
stellt. Fazit: der Islam ist kei-
neswegs »kulturfremd« oder 
»fremdartig«, sondern seit lan-
gem ein fester Bestandteil un-
serer Gesellschaft.
Ich hatte die Gelegenheit, die 
Marbacher Bürgermeisterin 
Katrin Böhlke bei einem Be-
such der Ahmadiyya-Gemein-
de in Berlin Heinersdorf zu 
begleiten. Als hier vor zehn 
Jahren die Baupläne bekannt 
wurden, gab es ähnliche Ängs-
te und Proteste in der Bevölke-
rung. Letztlich hat sich nicht 
ein einziger der vorgebrachten 
Einwände und Befürchtungen 
wie Zuzug von Muslimen, Aus-
bildungsstätte des Islamismus 
und Terrorismus, Beeinträchti-
gung und Rückgang der Grund-

stückswerte bestätigt. Heute 
leben die Gemeindemitglieder 
und die Heinersdorferinnen 
und Heinersdorfer friedlich 
miteinander.
Die evangelische und katholi-
sche Kirche Erfurts haben sich 
auch für den geplanten Mo-
scheebau ausgesprochen. Bi-
schof Neymeyr verwies darauf, 
dass derjenige, der in anderen 
Ländern Religionsfreiheit for-
dert, sie den religiösen Minder-
heiten im eigenen Land nicht 
vorenthalten dürfe. 
Letztlich ist der Aussage von 
Bodo Ramelow nichts hinzuzu-
fügen: »Die Pläne für den Bau 
einer Moschee in Erfurt werden 
eine Bereicherung des kulturel-
len Lebens der Stadt sein.«
André Blechschmidt, DIE LINKE. 
Fraktion im Erfurter Stadtrat

Redaktionell gekürzt. Den 
ganzen Artikel finden sie hier: 
www.blechschmidt-andre.de

In Marbach soll eine Moschee 
gebaut werden

Aus der Stadtratsfraktion
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Kleines  
Wörterbuch 
Kommunal- 
politik
Haushalts- 
sicherungskonzept

kurz: HSK; auch: Haus-
haltskonsolidierungskon-
zept; gemäß § 53a Abs. 
1 ThürKO sind Kommu-
nen verpflichtet ein HSK 
aufzustellen, wenn sie 
nicht in der Lage sind, die 
dauernde finanzielle Leis-
tungsfähig zu sichern und 
zu erhalten; das HSK soll 
darstellen, wie Haushalts-
defizite abgebaut bzw. 
zukünftig vermieden wer-
den sollen und in welchem 
Zeitraum (i.d.R. im Rah-
men der mittelfristigen 
Finanzplanung); laut  
ThürKo sind unter Bedin-
gungen des HSK grund-
sätzlich Ausgaben zu 
vermeiden, die nicht 
unmittelbar der Durchfüh-
rung kommunaler Pflicht-
aufgaben dienen.

Mittelfristige  
Finanzplanung

kamerale Planungsrech-
nung; Teil des Haushalts-
plans, der die voraussichtl. 
anfallenden Ausgaben so-
wie Einnahmen darstellt; 
bezieht sich auf einen Zeit-
raum von fünf Jahren; ers-
tes Jahr der m. F. ist das vo-
rangegange Haushaltsjahr, 
erstes Planungsjahr das 
aktuelle Haushaltsjahr, 
darauf folgen drei weitere 
Konsolidierungsjahre.

Foto: Ahmadiyyagemeinde Berlin

Der Pressesprecher der Ahmaddiyyage-
meinde, Suleman Malik, gemeinsam mit 
dem  Thüringer Kulturminister Prof. Ben-
jamin Hoff (rechts) vor der Moschee der 
Islamgemeinde in Berlin-Heinersdorf.
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Den Gestaltungsanspruch nicht aufgegeben
Eigentlich soll der Haushalts-
plan vor Beginn des neuen 
Jahres vorliegen. Davon ist 
Erfurt weit entfernt. Erst im 
Juli ist es der Stadtverwaltung 
gelungen, dem Stadtrat den 
Entwurf für einen ausgegli-
chenen Haushalt vorzulegen. 
Trotz steigender Einnahmen 
wird es immer schwieriger 
die noch rascher steigenden 
laufenden Ausgaben abzude-
cken; von den eigentlich not-
wendigen Investitionen in die 

Infrastruktur ganz zu schwei-
gen.
Doch auch wenn die Spielräu-
me immer enger werden, hat 
DIE LINKE. im Stadtrat Erfurt 
ihren Gestaltungsanspruch 
nicht aufgegeben. Gemeinsam 
mit unseren Kooperations-
partnern hatten wir eine Rei-
he von Änderungs- und Haus-
haltsbegleitanträgen in die 
Haushaltsberatungen einge-
bracht. Grundgedanke dabei 
war, dass es nicht ausreicht, 

einen irgendwie ausgegliche-
nen Haushalt zu verabschie-
den. Der städtische Haushalt 
muss auch die Grundlage bie-
ten, dass soziale und kulturel-
le Leben in der Stadt aufrecht 
zu erhalten. Neben zusätzli-
chen Mitteln für Kultur und so-
ziale Einrichtungen haben wir 
darum auch die Mittel für die 
Ortsteile wieder auf den An-
satz des Vorjahres erhöht.
Auch in Zeiten knapper kom-
munaler Finanzen wollen und 

müssen wir den Haushalt so 
gestalten, dass er den Zusam-
menhalt in der Stadt gewähr-
leistet. Dieser Herausforde-
rung werden wir uns auch 
bei der Aufstellung des nun 
gesetzlich vorgeschriebenen 
Haushaltssicherungskonzep-
tes und des Haushaltes für das 
Jahr 2017 stellen.

Ausgewählte, von Rot-Rot-
Grün eingebrachte, Verände-
rungen im Haushalt, mit denen 

zusätzliche Mittel für Erfurter 
Einrichtungen bereitgestellt 
wurden:

500 Euro für den Senioren- +
beirat
73.000 Euro für die Ortsteile +
47.000 Euro für Kulturvereine +
16.400 Euro für Senioren- +
klubs
33.000 Euro für Einrichtun- +
gen der Familienförderung
12.700 Euro für das Stadt- +
teilzentrum Herrenberg

hm 

Kultur ist uns viel wert 
Im Moment wird in Erfurt im Zusammenhang mit der Aufstellung des Haushaltssicherungskonzeptes und des Beschlusses zum Haushalt für das Jahr 2016 über Einsparungen im Kulturbereich gesprochen. Um die Debatte zu versachlichen wollen wir auflisten, mit welchen Summen die Stadt Erfurt im Moment ausgewählte Kultureinrichtungen beziehungsweise Kulturleistungen bezuschusst.

Theater Erfurt   11.000.000 Euro
Stadt- und Regionalbibliothek   4.000.000 Euro
Thüringer Zoopark    3.200.000 Euro
Soziokultur     2.000.000 Euro
Musikschule     1.500.000 Euro
Angermuseum      1.100.000 Euro
Stadtmuseum          922.000 Euro
Restaurierungswerkstätten         637.000 Euro
Volkskundemuseum         636.000 Euro
Denkmalpflege           615.000 Euro
Naturkundemuseum          615.000 Euro
Volkshochschule         500.000 Euro
Schülerakademie/Malschule        359.000 Euro
Kunsthalle          218.000 Euro
Theater Waidspeicher e.V.        175.000 Euro
Jugendtheater »Schotte e.V.«        160.000 Euro
Schloß Molsdorf          160.000 Euro
Künstlerwerkstätten          137.000 Euro
Forum Konkrete Kunst         120.000 Euro
Kulturhof Krönbacken           66.000 Euro
Benary-Speicher           38.000 Euro

Die Summen sind die Differenz aus den Einnahmen der einzelnen Ein-richtung und deren Ausgaben, die aus der Stadtkasse beglichen wer-den.

Sonstige Finanz- 
einnahmen (11%)

Einnahmen Plan 2016 (651,8 Mio €)

Steuern & allgemeine  
Zuweisungen (56%)

Verwaltung &  
Betrieb (33%)

Steuern & allgemeine  
Zuweisungen (Einnahmen) Plan 2016 

Gemeinde-
steuern (32%)

Gemeindeanteil an 
Einkommens- und 
Umsatzsteuer (21%)

Vergnügungs-, Hunde-, Zweitwohn-
sitz und sonstige Steuern (1%)

Schlüsselzuwei-
sungen (42%)

Allgemeine sonstige  
Zuweisungen (8%)

Ausgaben Plan 2016 (651,8 Mio €)

Personalaus-
gaben (26%)

Zuweisungen & 
Zuschüsse (35%)

Sachlicher Verwal-
tungs- und Betriebs-
aufwand (34%)

Sonstige Finanz- 
ausgaben (5%)

Zuweisungen & Zuschüsse  
(Ausgaben) Plan 2016

Leistungen nach dem 
Asylbewerberleis-
tungsgesetz (3%)

Soziale  
Leistungen (52%)

Zuweisungen und 
sonstige Zuschüs-
se für laufende 
Zwecke(45%)



Ein anderes Argument von 
Islamgegnern ist, dass der 
Islam sehr stark auf Missi-
onierung setzt und damit 
die christlichen Werte in 
Deutschland bedroht.
Im Koran heißt es: »Es gibt kei-
nen Zwang im Glauben, lasse 
den gläubig sein, der will und 
den ungläubig sein, der will.« 
Glaubensfreiheit ist eine Sache 
zwischen Mensch und Gott, es 
gibt keine irdische Strafe für 
eine richtige oder falsche Reli-
gion. Tatsächlich beansprucht 
der Islam eine theologische 
Überlegenheit, auch darin 
gleicht er anderen religiösen 
Auffassungen. Was wir brau-
chen ist ein gutes Miteinander 
der verschiedenen Religionen.

Was bedeutet für Sie »Scha-
ria«?
Meine Scharia sagt mir, dass 
ich loyal gegenüber dem Staat 
sein muss, unter dessen wohl-
behütetem Dach ich lebe. 

Dass ich die Gesetze des Lan-
des und die Rechte der Men-
schen zu respektieren und 
meine Pflichten gegenüber 
Gott zu erfüllen habe. Meine 
Interpretation der Scharia fin-
det sich im Grundgesetz sehr 
gut wieder. Religionsfreiheit, 
Erbrechte, Verbote von Dis-
kriminierung wegen Herkunft 
oder Rasse – all dies lese ich 
auch immer wieder im Koran. 

Welche Ideen haben Sie, um 
den Dialog fortzuführen?
Wir werden viele weitere Ge-
sprächsangebote unterbrei-
ten. Wir starten eine große Pla-
kataktion mit Zitaten aus den 
Lehren unserer Gemeinde. Wir 
planen Vorträge, Gesprächs-
runden und Islamaustellun-
gen, dazu sind natürlich alle 
Erfurter herzlich eingeladen.

Was wünschen Sie sich in 
der näheren Zukunft für Ihre 
Gemeinde?

Ich wünsche mir, dass wir in 
Zukunft in Frieden leben und 
unseren Teil zu gesellschaftli-
chem Zusammenhalt und re- 

ligiöser Harmonie beisteuern 
können. Natürlich wünsche 
ich mir auch, dass wir bald 
eine Moschee haben, um un- 

sere Gebete zu verrichten und 
unsere Mitmenschen einladen 
zu können, uns dort zu besu-
chen und kennenzulernen.

Die Erfurter Landtagsabgeordneten 

Kulturraum- 
initiative Erfurt
Die seit nun fast zwei Jahren 
aktive Kulturrauminitiative 
geht nach dem ersten Kul-
turcamp und der aktiven Orga-
nisation des Kulturprotestes 
vom 25. Mai 2016 in die nächs-
te Offensive. Gerade unter den 
aktuellen Bedingungen der 
Kürzungen im breitenkulturel-
len Sektor, scheint die neue 
Veranstaltungsreihe »Wir ma-
chen Stadt!« wichtiger denn 
je. Informationen zur Initiative 
und zu geplanten Veranstal-
tungen gibt es auch im Jugend-
büro RedRoXX.

Diskussion der 
Jugendverbände 
von r2g
Am 1. Juni 2016 fand im Ju-
gendbüro RedRoXX die erste 
gemeinsame Diskussionsver-
anstaltung der Rot-Rot-Grünen 
Jugendverbände statt. Nach 
bald zwei Jahren Regierung war 
es auch für den Nachwuchs Zeit 
zu resümieren und über gemein-
same Projekte für ein soziale-
res Thüringen zu diskutieren. 
Neben dem Azubiticket standen 
auch Ausbildungsbedingungen 
uvm. auf der Tagesordnung.

Sonntagnachmittag, bei bes-
tem Wetter pilgern hunderte 
Menschen zur Turnhalle in Mar-
bach. Es ist kein sportliches Er-
eignis, das die Menschen dort 
hinzieht. Es ist eine Informati-
onsveranstaltung der Ahma-
diyyagemeinde, die auf Grund 
eines Bauvorhabens den Di-
alog mit den Einwohnerinnen 
und Einwohner sucht. Es geht 
um einen geplanten Moschee-

neubau. Um genau zu sein, um 
einen Kuppelbau in der Größe 
eines Zweifamilienhauses mit 
einem Zierminarett von ca. 11 

Metern Höhe. Und das nicht 
etwa in der Mitte des Dorfes, 
sondern in einem Gewerbege-
biet am Rande der B4.
Während die Ahmadiyyage-
meinde die Diskussion sucht 
und Bedenken ausräumen will, 
scheinen viele Bürgerinnen 
und Bürgern nur gekommen zu 
sein, um die Veranstaltung zu 
stören oder mit Halbwahrhei-
ten über »den Islam« gegen den 

Moscheebau zu sprechen und 
damit die Menge weiter aufzu-
wühlen. Personen, die auf die 
im Grundgesetz verankerte 

Glaubensfreiheit hinweisen, 
werden ausgebuht, man befin-
de sich schließlich in Deutsch-
land, hier sei man christlich-jü-
disch geprägt. Spannend, dass 
dieses Argument in einer Stadt 
angeführt wird, wo ca. 80 Pro-
zent der Bevölkerung konfessi-
onslos sind. Wir sollten an der 
Stelle nicht mit zweierlei Maß 
messen und Angehörige von 
verschiedenen Glaubensgrup-

pen unterschiedlich behandeln, 
wenn sie sich auf ihr Recht, die 
Religionsfreiheit, berufen. Sie 
ist wie viele andere Grundrech-

te ein verbrieftes Abwehrrecht. 
Nicht gegenüber einzelnen Re-
ligionsgruppen, sondern gegen-
über dem Staat. Der Staat darf 
Menschen weder zu einer reli-
giösen oder weltanschaulichen 
Handlung verpflichten, noch 
darf er die Ausübung einschrän-
ken. Dieses Recht gilt es anzu-
erkennen. Auch und gerade, um 
Minderheiten zu schützen.
Wenn der Pressesprecher der 
Ahmadiyya-Gemeinde in ei-
nem Interview sagt »Angrif-
fe hatten wir sowieso schon 
erwartet«, zeigt das deutlich, 
dass hier etwas schiefläuft, 
wenn Menschen auf Grund ih-
res Glaubens und dem Wunsch 
nach einem Gebetshaus, wie 
es evangelische oder katholi-
sche Gläubige in Erfurt auch 
haben, von Beginn an Angst 
haben müssen, sei es vor ver-
balen oder vor körperlichen 
Übergriffen. Konträr hierzu 
stellte eine Schülerin aus Mar-
bach die Frage: »Warum muss 
die Moschee eigentlich in ei-
nem Gewerbegebiet stehen. 
Haben wir nicht schönere Orte 
in der Stadt?« Es gilt weiterhin 
den Dialog zu suchen, um Un-
wissenheit zu beseitigen und 
Missverständnisse auszuräu-
men. Kritik an bestimmten 
wertkonservativen Vorstellun-
gen der Gemeinde kann und 
muss geübt werden. Aber nur, 
wenn diese auf Augenhöhe und 
im gemeinsamen Gespräch mit 
der Gemeinde stattfindet.
Christian Schaft, DIE LINKE. 
Fraktion im Thüringer Landtag

Eine Moschee in Erfurt? Ja und?

Anstoß: Herr Malik, die 
Ahmadiyyagemeinde möch-
te in Marbach eine Moschee 
errichten. Warum?
Malik: Es ist für jede Religions-
gemeinschaft wichtig, einen Ort 
der Begegnung zu haben, einen 
Ort, wo die gläubigen Menschen 
ihre Gebete verrichten können. 
Die Ahmadiyyagemeinde ist 
eine islamische Reformgemein-
de, die seit 1990 in Erfurt exis-
tiert und stetig wächst. Deshalb 
haben wir uns entschieden, eine 
Moschee mit Kuppel und Mina-
rett zu bauen, wo wir unsere 
Gebete würdevoll erbringen 
können. Gleichzeitig ist es eine 
Begegnungsstätte, wo alle inte-
ressierten Menschen zum Ge-
spräch willkommen sind.

Warum soll der Bau gerade in 
Marbach erfolgen?
Wir sagen immer: Der liebe 
Gott weiß, wo die Moschee 
stehen wird. Das ist eher eine 
Gegebenheit als eine Wahl. Ich 

habe sieben Jahre nach einem 
geeigneten Ort gesucht und bin 
in Marbach fündig geworden, 
hier passten einfach die bau-
rechtlichen Gegebenheiten.

Sie sind sehr frühzeitig an 
die Öffentlichkeit gegan-
gen, weit vor dem eigentli-
chen Bauantrag. Lässt so-
viel Transparenz nicht viel 
Zeit für Widerstand?
Es macht keinen Unterschied, 
Angriffe hatten wir sowieso zu 
erwarten. Wir nutzen die Zeit, 
um für Verständnis zu werben, 
mit den Bürgern, anderen Reli-
gionsgemeinschaften und der 
Politik ins Gespräch zu kom-
men. Alle Bürger sind eingela-
den, sich mit ihren Fragen an 
uns zu wenden.

Haben Sie die Reaktionen 
auf den angekündigten Mo-
scheebau überrascht?
Wir haben mit Gegenwind ge-
rechnet und an anderen Orten 

teils auch schon schlimmere 
Erfahrungen gemacht. Beim 
Bürgerdialog war es laut, eini-
ge Menschen waren sehr un-
freundlich und haben teilweise 
gegen unsere Religion gehetzt, 
aber wir konnten die gestellten 
Fragen beantworten und den 
Dialog in Gang setzen.

Wie sind ihre Gemeindeange-
hörigen in der Gesellschaft 
verankert?
Unsere Mitglieder sind in vie-
len Bereichen engagiert. Un-
sere Gemeinde ist Partnerin 
von vielen Vereinen, Verbän-
den und Bündnissen. Wir sind 
auch stark in der Flüchtlings-
hilfe präsent. Unsere Mitglie-
der leben ihren Alltag, studie-
ren, gehen arbeiten oder sind 
selbständig.

Kritiker beklagen die Un-
terdrückung der Frauen im 
Islam. Wie schauen Sie auf 
Gleichstellung oder zum Bei-

spiel gemeinsamen Schwim-
munterricht?
Männer und Frauen sind bei 
uns gleichwertig. Bei Ahma-
diyya gibt es eine eigene Frau-
enorganisation, unsere weib-
lichen Mitglieder arbeiten als 
Lehrerinnen, Architektinnen, 
in ganz unterschiedlichen Be-
rufen. Aber: wir sind liberal 
und wertkonservativ zugleich. 
Das bedeutet zum Beispiel in 
vielen Fällen die Trennung der 
Geschlechter in der Öffentlich-
keit. Dann sind die Lebenswel-
ten getrennt, aber dennoch 
gleich. Dafür bekommen wir 
auch Kritik, es entspricht aber 
unseren Wertvorstellungen so 
zu leben.
Beim Schwimmunterricht ist 
es so, dass dieser meist vor 
der Pubertät stattfindet und 
so spricht prinzipiell nichts ge-
gen einen gemeinsamen Un-
terricht. Für Frauen ab einem 
gewissen Alter ist es meist 
gestattet, sich ihrem eigenen 

Schamgefühl entsprechend 
zu verhalten. Das kann zum 
Beispiel bedeuten, dass sie 
dann ein Schwimmkleid tra-
gen. Es kann auch bedeuten, 
wenn es genug Frauen wollen, 
einen separaten Unterricht zu 
machen.  

Um etwas zuzuspitzen: Wie 
würden Sie reagieren, wenn 
Ihre Tochter einen Nicht-
Muslim heiraten möchte?
Meine Frau und ich erziehen 
unsere Kinder zu offenen Men-
schen, sie werden aufgeklärt 
und wenn das dann irgendwann 
ihre Entscheidung ist, dann gibt 
es da keinen Zwang. Natürlich 
könnte eine solche Entschei-
dung bedeuten, dass sie von 
der Gemeinde exkommuniziert 
wird, da dies im Widerspruch zu 
der Religion stehen würde. Sie 
müsste letztendlich für sich 
selbst entscheiden, welchen 
Lebensweg sie einschlagen 
möchte. 

»Der liebe Gott sucht den Platz für eine Moschee aus«

Nachsehen auf 
Youtube: 
http://gleft.de/1sy
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Viel wird derzeit über die Ge-
mütslage der Menschen disku-
tiert. Begriffe wie Wutbürger, 
Gutmenschen oder Moralisten 
und Individualisierung machen 
die Runde. Es gibt aber eine Kon-
stante, die viel über das Mitei-
nander der Menschen aussagt: 
ehrenamtlich organisierte Fei-
ern und Veranstaltungen, die 
einen räumlich klar umrissenen 
Personenkreis ansprechen. Sei 
es ein Stadtteilfest, eine Kir-
mes, eine Kirchweih oder auch 
nur eine Nachbarschaftsfeier 
im Wohngebiet, eines haben alle 
diese Treffen gemeinsam: sie 
werden von engagierten Men-
schen für ihre Mitmenschen or-
ganisiert. Und sehr oft sind es 
die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner der Viertel selbst, die das 
Programm gestalten: Kindergär-
ten und Schulen beteiligen sich, 
Nutzerinnen und Nutzer sozialer 
Einrichtungen entwickeln in die-
sem Umfeld ihre Ideen und brin-
gen sie auf die Bühne.
Das alles zusammen sorgt für 
eine einzigartige Mischung, die 
viel über das soziale Miteinan-
der aussagt: die Feiern und Fes-
te sind somit gelebte Gemein-
schaft, sie zeichnen sich durch 
aktive Solidarität aus. Deshalb 
von dieser Stelle auch ein herz-
liches Dankeschön an all die un-
ermüdlichen Ehrenamtlichen, ob 
als Einzelperson oder in den ver-
schiedenen Initiativen, Vereinen 

und Verbänden, die Jahr für Jahr 
diese unvergleichliche Vielfalt 
auf die Beine stellen: Kammweg-
fest (Herrenberg), Brunnenfest 
(Melchendorf), Daberstedter 
Herbst, Urbicher Kirmes, Wie-
senhügelfest – die Aufzählung 
kann nur unvollständig sein.
Wer diese Feste regelmäßig be-
sucht, wird auch eine Verände-
rung im Miteinander der Kultu-
ren beobachten: die Mutter mit 
Kopftuch sitzt an der gleichen 
Bierzeltgarnitur wie die Allein-

erziehende oder die Familie mit 
Großeltern. Denn der gemein-
same Auftritt der Kinder ver-
bindet – und alle wollen einen 
kleinen Erinnerungsfilm vom 
Nachwuchs machen.
Wenn jetzt noch die Rahmen-
bedingungen aktiv gestaltet 
werden, gibt es auch hier keine 
Barrieren mehr. Alkoholisches 
ist nun mal nicht für jeden das 
Getränk der Wahl und Bratwurst 
und Brätel kommen auch bei 
Einheimischen nicht mehr auto-

matisch auf den Teller. Und wer 
genau hinschaut stellt vielleicht 
überrascht fest: die Getränke 
und Speisenalternativen wer-
den von den »Einheimischen« 
genauso nachgefragt wie von 
den neu Hinzugekommenen.
Und es wird nicht mehr lange 
dauern, dann wird es auch in den 
Organisationsteams so bunt zu-
gehen, wie heute schon auf den 
Plätzen und Bühnen der Stadt.
André Blechschmidt, DIE LINKE. 
Fraktion im Thüringer Landtag

Die Erfurter Landtagsabgeordneten 

Feste feiern – für Gemeinschaft 
und Solidarität

Suleman Malik, 33, ist 
Pressesprecher der  

70-köpfigen Ahmadiyya-
gemeinde in Thüringen. 

Der Vater von drei Kin-
dern, der vor 17 Jahren aus 

Pakistan nach Erfurt kam 
und vor 13 Jahren die deut-

sche Staatsbürgerschaft 
annahm, stellt sich im 

Anstoß der Diskussion um 
den geplanten Moschee-

bau in Marbach.
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Schecks  
übergeben
Mit Hilfe des Vereins »Alternati-
ve 54« (siehe auch letzte Seite) 
konnten wieder einige soziale 
Projekte in Erfurt unterstützt 
werden. Unter anderem die 
Klassenfahrt einer inklusiven 
Klasse der Montessori-Schule, 
das Drachenfest des Jugend-
hauses Wiesenhügel und das 
Flüchtlingsprojekt »Spirit of 
Mitmenschlichkeit« des Ver-
eins »Spirit of Football«.  
Mehr dazu im Internet unter : 
www.blechschmidt-andre.de

Wechsel im  
Wahlkreisbüro

Mein langjähriger Mitarbei-
ter, Dr. Reinhard Duddek, ist 
in den wohlverdienten Ruhe-
stand gegangen. Ich möchte 
die Gelegenheit nutzen, ihm 
auch an dieser Stelle für 
seine Arbeit zu danken und 
ihm weiterhin viel Erfolg für 
sein politisches Ehrenamt 
wünschen. Neu im Büro, 
aber nicht in Erfurt, ist Mat-
thias Plhak. Der ehemalige 
Gewerkschaftssekretär hat 
bereits viel Erfahrung in den 
Büros von zwei Bundestags-
abgeordneten gesammelt, 
zuletzt war er Koordinator 
für die Projekte der BUGA 
2021 bei den Stadtwerken. 
Er ist 52 Jahre alt, verheira-
tet und hat drei Söhne.

André Blechschmidt

Auf dem Wiesenhügelfest 2016: Kinder 
stricken für einen bunten Stadtteil.F
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Im Rahmen meiner Sommertour 
habe ich einen besonderen Tag 
mit unserer Ministerin für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit, Frauen 
und Familie, Heike Werner, ver-
bracht. Wir haben in Erfurt zahl-
reiche soziale Einrichtungen be-
sucht, darunter das FIT Projekt 
von MitMenschen e.V., das Haus 
Lebensbaum des CJD und den 
Kontakt in Krisen e.V. (KiKe.V.). 
Dabei kam es zu einer guten Mi-

schung aus Gesprächen mit den 
jeweiligen Leitungen, mit Betrof-
fenen und Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern. 
Im Mittelpunkt stand der Aus-
tausch von Praxis und Politik. Im 
FIT Projekt zum Beispiel wurden 
gemeinsame Berührungspunk-
te von Stadt und Land gefunden, 
die Wiedereingliederung nach 
SGB II wird hier in verschiede-
nen Werkstätten ermöglicht. Im 

Haus Lebensbaum wurde vor 
allem die Plegepauschale kriti-
siert, da Individualität dadurch 
nicht gewährleistet werden kann 
und der pädagogische Anteil auf-
grund des hohen Plegeaufwan-
des oft kaum zu leisten ist. Im 
KiK e.V. wurde uns von Proble-
men im Berufsvorbereitenden 
Jahr für Gelüchtete berichtet. 
Mit dieser Thematik müssen wir 
uns demnächst  beschäftigen.

Insbesondere wurde darge-
stellt, dass die Beratung und so-
ziale Funktion von Sozialprojek-
ten ganzheitlich sein muss, um 
die Menschen wirklich da abzu-
holen, wo sie sind. Ein konkre-
tes Ergebnis der Sommertour 
ist beispielsweise der Runde 
Tisch gegen Energiearmut, der 
zum ersten Mal am 16. Septem-
ber tagte.
Die verschiedenen Träger waren 
beeindruckt, dass die Ministerin 
und ich so großes Interesse an 
den Erfolgen und Problemen ih-
rer Arbeit hatten. Sie bedankten 
sich, dass sie in ihrem Handeln 
ernst genommen werden. 
Es ist immer wichtig, den Blick 
über den Tellerrand hinaus zu 
werfen und den Finger in die 
Wunde zu legen. Ich habe sehr 
begrüßt, dass Ministerin Wer-
ner die verschiedenen Projek-
te gemeinsam mit mir besucht 
hat. So konnten wir Anliegen 
und Probleme aus der Praxis 
besser verstehen und die Er-
kenntnisse auch direkt in unse-
re Arbeit einließen lassen. Dies 
hilft, in unseren verschiedenen 
politischen Funktionen gemein-
same Wege zu inden, um etwas 
Dauerhaftes für die Menschen 
zu schafen.
Karola Stange, DIE LINKE. Frak-
tion im Thüringer Landtag

Geraaue entwickelt sich zum Naherholungsort
Auf die Einladung von mir und 
Matthias Bärwolf sind etwa 30 
interessierte Bürgerinnen und 
Bürger zur Wanderung durch die 
nördliche Geraaue gekommen, 
um den Ausführungen von Mar-
cel Glebe von der Thüringer Lan-
desanstalt für Geologie und Um-
welt (TLUG) und Stephan Zänker, 
Vertreter der Initiative Geraaue, 
aufmerksam zu folgen. 
Trefpunkt war die Fußgänger-
brücke an der Straße der Na-
tionen, wo Marcel Glebe auch 
gleich die Strukturmaßnahme 
»Straße der Nationen« im nörd-
lichen Rieth erläuterte. Hier 
wurde im Jahr 2011 ein Naher-
holungsrefugium geschafen, 
das als Vorbild für andere Pro-
jekte in der Geraaue dient. 

Insgesamt wurden bereits über 
1000 Bäume an den Ufern der 
Gera gefällt. Dies führte an-
fänglich in der Öfentlichkeit 
zu Widerspruch. Die Arbeit der 
Bürgerinitiative Geraaue  war 
mitentscheidend dafür, dass 
nun ein breites Verständnis für 
die Maßnahmen der Gewässer-
sanierung vorhanden ist. Die In-
itiative hat sich das Ziel gesetzt, 
die Öfentlichkeit umfassend zu 
informieren und die Entwick-
lung der Geraaue mit eigenen 
Aktionen zu begleiten.
Am ehemaligen Heizkraft-
werk in Gispersleben ange-
kommen, eröfnete sich dem 
Auge der Teilnehmenden eine 
große Baustellenlandschaft. 
Ehemals loss hier die Gera 

durch ein weiteres Wehr und in 
schnurgerader, eintöniger Aus-
richtung, was wenig Schutz vor 
Hochwasser bot. Die TLUG hat 
hier in den letzten Monaten 
eine Flussschleife geschafen. 
In dem mehr als drei Millionen 
Euro teuren Projekt wurden 
Hochwasserschutz, Natur-
schutz und die Schafung eines 
Naherholungsraumes gleicher-
maßen realisiert. Darüber hin-
aus kann der Kilianipark in die-
se Fläche hineinwachsen und 
bietet künftig den mehr als 
50.000 Anwohnerinnen und 
Anwohnern im Einzugsgebiet 
der nördlichen Geraaue eine 
Parklandschaft, die den Erfur-
ter Norden deutlich aufwerten 
wird. Auf der Tour wurde deut-

lich was das genau heißt: Kin-
der breiteten ihre Decken aus 
und spielten am Fluss, sie ler-
nen so schon jetzt die Natur 
zu würdigen und zu schützen. 
Anglerinnen und Angler nutz-
ten stille Flächen um ungestört 
zu angeln. 
Spätestens zur Bundesgarten-
schau 2021 wird die nördliche 
Geraaue als Bestandteil des 
wichtigsten Grünzugs im Erfur-
ter Norden nicht nur für Touris-
tinnen und Touristen ein beson-
deres Erlebnis sein, sondern 
auch für die Anwohnerinnen 
und Anwohner einen einzigar-
tigen Anziehungspunkt darstel-
len.
Karola Stange, DIE LINKE. Frak-
tion im Thüringer Landtag
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Mit Ministerin Heike Werner zu Besuch 
bei sozialen Verbänden in Erfurt

Ministerin Werner und Abgeordnete Karola Stange mit einem Betreuer 
(Mitte) und zwei Bewohner*innen beim Haus Lebensbaum des CJD.

Hier wird der Erhalt eines 200 Jahre al-
ten Baumes durch Abstützbaumaßnah-

men im Uferbereich sichergestellt.

Foto: Michael Seeber

Kommentar 
zum  
Stadthaushalt
Sozialticket
Das Sozialticket ist vor-
erst bis Ende des Jahres 
gesichert. Es zeigt sich, 
dass sich der Kampf für 
das Ticket von mir, meiner 
Stadtratsfraktion und den 
Erfurterinnen und Erfurtern 
ausgezahlt hat. Ich werde 
mich auch im Jahr 2017 und 
den folgende Jahren dafür 
stark machen, das Sozialti-
cket zu erhalten. Ich ermun-
tere die Bürgerinnen und 
Bürger, es leißig zu nutzen 
und im Kampf für den Erhalt 
nicht nachzulassen. 

Seniorenbefragung
Die Seniorenbefragung mit 
dem Titel »Älter werden in 
Erfurt – Befragung Gene-
ration 55plus« war für das 
Frühjahr 2016 geplant. Es 
sollten 3.000 Seniorinnen 
und Senioren in Erfurt zu 
ihrer Lebenslage befragt 
werden. Ohne Haushalt fand 
sie nicht statt. Die Vorberei-
tungen dafür müssen aber 
schon vor Abschluss des 
Haushaltes beginnen, sonst 
wird ihre Durchführung auch 
2017 unwahrscheinlich. 
Die Befragung ist der erste 
Schritt zur Erstellung des 
»Maßnahmenkatalog zur 
Stärkung der ambulanten 
plegerischen Versorgung 
in der Landeshauptstadt 
Erfurt«. Dieser setzt sich mit 
der Lebenswirklichkeit der 
älteren Generation ausein-
ander. 

Schulsanierung und  
Schulneubau
Erfurt braucht dringend 
mehr Schulsanierungen und 
-neubauten. Acht Millionen 
Euro sind zu wenig und der 
Investitionsstau hat sich in 
den vergangenen 25 Jahren 
entwickelt und konnte nicht 
beseitigt werden. Die Orts-
eile wachsen und Menschen 
leben gern dort, ihre Kinder 
brauchen Schulen vor Ort. 
Als Stadträtin werde ich 
mich weiter einsetzen, zum 
Beispiel für einen Schul-
neubau in Vieselbach, den 
Anbau in Hochheim, die 
anstehende Sanierung der 
Otto Lilienthal Schule, aber 
auch für die Schulsporthalle 
in Stotternheim. 



Die linke Zeitung für Erfurt – AnstoßSeite 9

Ich habe selbst ein Kind in ei-
ner Erfurter Kindertagesstätte. 
Deshalb und nach einem eige-
nen ganztägigen Praktikum in 
einer Kita weiß ich um die Un-
terschiedlichkeit der Kinder, die 
Bedingungen und den Heraus-
forderungen in der frühkindli-
chen Bildung. Das stärkt mei-
ne politische Aufassung, dass 
frühkindliche Bildung das Bes-
te ist, was Kindern »passieren« 
kann. 
Die Verwaltung der Stadt Erfurt 
hat vorgeschlagen, die Gebüh-
ren für den Kitabesuch dras-
tisch zu erhöhen. Die Fraktion 
der LINKEN im Erfurter Stadt-
rat hat sich sofort gegen die Er-
höhung ausgesprochen. Damit 
folgt sie der Idee, das frükindli-
che Bildung eine der höchsten 
politischen Prioritäten ist und 
vom Geldbeutel der Eltern un-
abhängig möglich sein muss. 
Die Idealvorstellung ei -
ner gebührenfreien Kita 
geht einher mit der Ver-
bessung der Qualität in den 
Kindertagesstätten. Dazu zählt 
auch die Aus- und Weiterbildung 
der Erzieherinnen und Erzieher. 
Inklusion der Kinder beginnt 
schon im sehr frühen Alter, Be-

treuerinnen und 
Betreuer müssen 
auf diese Heraus-
forderungen bes-
tens vorbereitet 
sein. Nicht nur 
Kinder, die die 
deutsche Sprache 
erlernen, sondern 
auch Kinder mit 
Behinderungen 
benötigen indivi-
duelle Betreuung, 
dies sollte längst 
Konsens in unse-
ren Betreuungs- 
und Bildungsein-
richtungen sein. 
Auch darf die 
Gleichstel lung 
männlicher Fach-
kräfte in unse-
ren Kindergärten 
nicht vergessen 
werden. Es ist 
ein anspruchs-
voller Beruf, der eine entspre-
chende Vergütung verlangt, 
daher treten wir überall für eine 
angemessene Bezahlung ein. 
Wenn Verwaltungen an den 
Bürgerinnen und Bürgern vor-
bei kalkulieren, verändern sie 
das Leben derer, die davon be-

trofen sind, nie zu ihren Guns-
ten. Daher unterstütze ich die 
Bemühungen der Stadtratsfrak-
tion, im engen Kontakt mit den 
Eltern zu stehen und mit ihnen 
gemeinsam für ihre Kinder die 
bestmögliche Betreuung zu er-
reichen. 

Ein Einstieg in eine gebühren-
freie frühkindliche Bildung ist 
das vom Land Thüringen ab 
2018 anvisierte gebührenfreie 
Kitajahr. 
Susanne Hennig-Wellsow, Frak-
tionsvorsitzende DIE LINKE. 
Fraktion im Thüringer Landtag

Die Erfurter Landtagsabgeordneten

Gelungene Übernahme der Horterzieherinnen und 
Horterzieher in den Thüringer Landesdienst 

Happy Birthday 
RedRoXX
Am 16. Dezember feiern wir 
unseren 12. Geburtstag. Wir 
feiern ein ofenes Büro, dass 
durch unterschiedliche Abge-
ordnete, Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, aber auch vielen 
Praktikantinnen und Praktikan-
ten geprägt wurde. Wir haben in 
den letzten Jahren viel erreicht, 
viele Projekte durchgeführt, 
mit unseren Gästen diskutiert 
und mit ihnen gemeinsam das 
RedRoXX weiterentwickelt. Wir 
freuen uns, wenn auch ihr ab 
20:00 Uhr dazu kommt. 

New Space
Das ofene Wahlkreis-und 
Jugendbüro RedRoXX hat 
sich erweitert. In der obe-
ren Etage des Hauses laden 
wir Euch und Sie dazu ein in 
unserer kleinen Bibliothek zu 
lesen oder in unserem Work-
shopraum zu arbeiten. Alle 
linkspolitischen Gruppen und 
Einzelpersonen sind herzlich 
willkommen. Einfach in unse-
rem Kalender im Büro eintra-
gen und den neuen Kreativ- 
und Arbeitsraum nutzen. 

Schon in unserer letzten Aus-
gabe haben wir über Grund-
schulhorte in Thüringen und die 
kommenden Veränderungen 
geschrieben. Am 11. August hat 
die Schule in Thüringen wieder 
begonnen und damit die realpo-
litischen Veränderung der rot-
rot-grünen Reform.
Bereits im Koalitionsvertrag ei-
nigten sich die Parteien darauf, 
dass frühkindliche Bildung po-
litische Priorität haben wird. In 

Deutschland und auch in Thü-
ringen sind die Gewährleistung 
der gesellschaftlichen Teilhabe 
und die Förderung von Anfang 
an keine Selbstverständlichkeit. 
DIE LINKE sieht das anders. Un-
abhängig von Bildungsstand, 
Herkunft und Einkommen der 
Familien sollen Kinder ein best-
mögliches Angebot bereitge-
stellt bekommen, damit sie und 
auch ihre Familien bestmöglich 
entlastet werden. Dazu zählt 

auch die Gewährleistung der 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, sowie die Förderung der 
Kinder mit ihren individuellen 
Bedürfnissen.
Aus diesem Grund verschreibt 
sich DIE LINKE der Umsetzung 
einer bestmöglichen Schul-
bildung, eingeschlossen dem 
Konzept der Ganztagsschu-
len.
Mit der Personalüberleitung 
der kommunalen  Horterziehe-
rinnen und Horterzieher in den 
Landesdienst ist damit ein we-
sentlicher Schritt getan wor-
den. Durch die enge und ko-
operative Zusammenarbeit mit 
Vertreterinnen und Vertretern 
der Gewerkschaften und dem 
Bildungs- und Finanzministeri-
um haben am 1. August 1.091 
Erzieherinnen und Erzieher da-
mit begonnen, in den landesei-
genen Horten zu arbeiten.
Damit ist nicht nur die Praxis der 
befristeten kommunalen Arbeits-
verträge durchbrochen, sondern 
auch Entgeltgruppenreglung zu-
gunsten der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer geregelt wor-
den. Auch der Stellenumfang der 
Horterzieherinnen und -erzieher 
wurde beibehalten und der noch 
nicht genommene Jahresurlaub 
übertragen.

Aus gutem Grund können wir 
daher von einer erfolgreichen 
Übernahme der Horterziehe-
rinnen und -erzieher in den 
Landesdienst sprechen. Alle 
Beteiligten, eingeschlossen 
die betrofenen Kinder und Fa-
milien sowie Lehrerinnen und 
Lehrer, proitieren von dem 
neuen System. In den Erfur-
ter Schulen hat sich mit dem 
Schuljahresstart für die zu be-
treuenden Kinder kaum etwas 
verändert. Bestehende Projek-
te und Arbeitsgemeinschaften 
in den Horten werden weiter-
geführt.
Nun gilt es, Thüringer Grund-
schulen verstärkt zu Ganztags-
schulen weiterzuentwickeln 
und in sie zu investieren. Der 
Betreuungsschlüssel muss neu 
diskutiert werden, sodass letzte 
prekäre Beschäftigungsbedin-
gungen zugunsten der Kinder 
und Angestellten der Vergan-
genheit angehören. Zudem hält 
DIE LINKE am Fachkräftegebot 
fest, denn die Qualität der früh-
kindlichen Bildung kann nur mit 
der Aus- und Weiterbildung der 
Erzieherinnen und Erzieher si-
chergestellt werden.
Susanne Hennig-Wellsow, Frak-
tionsvorsitzende DIE LINKE. 
Fraktion im Thüringer Landtag

Kita-Gebührenerhöhung nicht mit 
der LINKEN Stadtratsfraktion 

»Rote Sofa« 
Gespräche
Das »Rote Sofa« erlebt seine 
Renaissance im Wahlkreis-
büro von Susanne Hennig-
Wellsow und Christian Schaft. 
Ab Oktober stellen sich Po-
litikerinnen und Politiker der 
Fraktion DIE LINKE. im Thürin-
ger Landtag und Ministerin-
nen und Minister auf der  
RedRoXX Couch den Fragen 
zu ihrer Arbeit, ihrer Motiva-
tion und dem gesellschaft-
lichen Auftrag einer linken 
Regierung. Weitere Informati-
onen gibt es unter:  
www.redroxx.de

Gegen eine drastische Erhöhung der Kitagebühren in Erfurt.

Susanne Hennig-Wellsow 

Mitreden.  
Mitmischen. 
Mitgestalten.
Vieles hat die rot-rot-grüne 
Landesregierung in Thürin-
gen schon erreicht, aber dies 
wäre ohne ihre Mitglieder nicht 
denkbar gewesen. In Regional- 
und Basiskonferenzen oder auf 
Parteitagen mischen sie sich in 
politische Prozesse ein. Vor Ort 
gestalten sie. Als Kommunalpo-
litikerinnen und -politiker oder 
als Ehrenamtliche in Vereinen 
und Initiativen. Wer Mitreden, 
Mitgestalten, Mitmischen will, 
ist also bei uns genau richtig. 

http://www.die-linke- 
thueringen.de/mitmachen
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Ja, Petitionen bringen was! Oft 
wird beim Thema Petition ge-
sagt: »Man bekommt doch eh 
nicht genügend Unterschrif-
ten zusammen und falls doch, 
ändert sich trotzdem nichts.« 
Hier ist etwas Aufklärungsar-
beit nötig, denn eine Petition 
unterscheidet sich von einem 
Volksbegehren oder gar Volks-
entscheid. Jede Bürgerin und 
jeder Bürger kann eine Peti-
tion einreichen, also ein kon-
kretes Ersuchen, das sich auf 
das Handeln oder Unterlassen 
von staatlichen Einrichtungen 
bezieht. Jede Petition wird im 
Petitionsausschuss des Thü-
ringer Landtages behandelt, 
unabhängig davon, wie viele 
Mitzeichnungen sie hat. Die 
meisten Petitionen drehen sich 
ohnehin um private Anliegen, 
die nicht zur Veröfentlichung 
geeignet sind. So gab es unter 
den 1.361 abgeschlossenen 
Petitionsverfahren 2015 nur 
45 öfentliche Petitionen.
Bei immerhin 177 der abge-
schlossenen Petitionen konn-
te dem Anliegen ganz oder teil-
weise entsprochen werden. 
Beispielsweise ist die Bear-
beitung von Anträgen zur Be-
willigung von Umzugs- und Re-
novierungskosten durch das 
Jobcenter häuig Gegenstand 
von Petitionen. In einem Fall 
konnte so mit Hilfe des Petiti-
onsausschusses einer jungen 

Mutter ein zügiger Umzug in 
eine neue Wohnung ermög-
licht werden. In einem anderen 
Fall ging es um die Kündigung 
von acht Kindergartenplätzen. 
Der Petitionsausschuss dräng-
te hier auf eine Einigung bei der 
Kostenübernahme zwischen 
den betrefenden Gemeinden, 
woraufhin die Kündigungen 
rückgängig gemacht wurden.
Wo dem Anliegen nicht entspro-
chen werden konnte, wurde im-
merhin in 606 Fällen ausgiebig 
zur Sach- und Rechtslage Aus-
kunft gegeben. Andere Petitio-
nen wurden an die zuständigen 
Stellen weitergeleitet.
Der Petitionsausschuss verfügt 
zudem über einen Härtefonds 
zur inanziellen Unterstützung 
bei außergewöhnlichen Notfäl-
len. Geprüft wird aber, ob be-
reits alle staatlichen Hilfsange-
bote ausgeschöpft wurden. Ein 
entsprechender Antrag kann 
auch hier etwas bringen.

Haben Sie Fragen zum Peti-
tionsverfahren oder ein kon-
kretes Anliegen, dann wenden 
Sie sich an Ronald Hande und 
seine Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Die nächste Petiti-
onssprechstunde in der Johan-
nesstraße 49 in Erfurt indet am 
26. Oktober 2016 in der Zeit von 
16 bis 18 Uhr statt. Um vorheri-
ge Anmeldung wird gebeten.
fn

Die Erfurter Landtagsabgeordneten

Es geht um die Deutungshoheit in der 
sozialen Frage
Für den Umgang mit der selbst-
ernannten »Alternative für 
Deutschland« (AfD) braucht es 
eine gesellschaftliche Form der 
Auseinandersetzung, in der das 
Maß der Ablehnung öfentlich 
sichtbar wird. Mit diesen Wor-
ten wandte sich Martina Ren-
ner von der Bundestagsfrakti-
on DIE LINKE an die Besucher 
der Podiumsdiskussion »Was 
tun gegen die AfD« in der Klei-
nen Synagoge in Erfurt. Als Bei-
spiel nannte sie das bundeswei-
te Bündnis »Aufstehen gegen 
Rassismus« aus verschiede-
nen Organisationen, Parteien 
und Verbänden. Ein »Ähnlich-
keitswettbewerb mit der AFD« 
hilft nicht weiter, wenn Partei-
en AfD-Forderungen in eigene 
Positionen ummünzen wollen. 
Die seit dem vergangenen Jahr 
beschlossenen Asylpakete sei-
en schon jetzt schlimmer als 
die Asylrechtsänderung 1993 
als Reaktion auf den damali-
gen extrem rechten Terror ge-
gen Flüchtlinge. Unterstützung 
erhielt sie auf dem Podium von 
dem Rechtsextremismusfor-

scher Alexander Häusler, der 
vor der Gefahr eines neuen 
rechten Machtblocks mit Hilfe 
der AfD als Koalitionär warnte. 
Häusler erklärte, noch prägten 
vor allem interne Machtkämpfe 
die AfD. Das Zeitfenster für eine 
mögliche Etablierung der Partei 
sei noch ofen, schließe sich vo-
raussichtlich aber zur Bundes-
tagswahl im kommenden Jahr. 
Vor allem DIE LINKE stehe vor 
neuen Herausforderungen, weil 
die AfD als »Protestpartei der 
kleinen Leute« bei Arbeitern und 
Angestellten um Zustimmung 
buhle. Die Herausforderung 
betrefe nicht nur DIE LINKE, 
sondern alle demokratischen 
Parteien, widersprach Susanne 
Hennig-Wellsow als Fraktions- 
und Landesvorsitzende der 
LINKEN in Thüringen. Mit den 
Rechten müsse um Milieus ge-
kämpft werden, indem der ge-
sellschaftliche Zusammenhalt 
hochgehalten werde – dabei 
müsse DIE LINKE klarmachen, 
dass sie sowohl Teil von Bewe-
gung als auch der Gesellschaft 
sei. Der Herausforderung zu be-

gegnen, bedeutet mehr, als nur 
den Protest gegen die AfD zu or-
ganisieren, waren sich Renner 
und Hennig-Wellsow einig. An-
gesichts des gesellschaftlichen 

Rechtsrucks muss eine Antwort 
von links auch die gesellschaft-
lichen Kräfteverhältnisse als 
Ganzes im Blick haben. »Die 
Auseinandersetzung mit der 

AfD ist deshalb immer auch ein 
Kampf um die Deutungshoheit 
in der sozialen Frage«, schloss 
Martina Renner.
kb

 Ronald Hande im Petitionsausschuss.
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Petitionen – bringen die was?

Während der Podiumsdiskus-
sion »Was tun gegen die AfD«. 
Von links: Alexander Häusler, 

Martina Renner, Sebastian 
Wehrhahn und Moderatorin 

Susanne Hennig-Wellsow. 

Foto: Kai Budler



Die linke Zeitung für Erfurt – AnstoßSeite 11 Aus dem Stadtverband

Raus aus der Stadt, rein ins 
Grüne. Oder Rote? Auch wenn 
es spätestens mit Beginn der 
überragenden, aber eben auch 
mit Regen untermalten Perfor-

mance der Improtheatergruppe 
»nA Dan«, nicht mehr so wirklich 
Sommer sein mochte, konnte 
zumindest der zweite Teil der 
Summerlounge eingehalten 

werden. So nämlich das gemüt-
liche und entspannte Beisam-
mensein in der »Lounge« in Rot, 
zu der der Brühler Garten von 
der Linksjugend[‘solid] Thürin-

gen, der LINKEN. Thüringen und 
Menschen aus dem RedRoxx Er-
furt aufgewertet worden war. 
Neben der Theatereinlage gab 
es ordentlich Musik von unter-
schiedlichen DJs auf die Ohren, 
wodurch eine lockere Atmo-
sphäre entstand, in der sich je-
der und jede willkommen füh-
len konnte. So verlegte auch 
»DIE PARTEI« kurzerhand ihren 
Landesparteitag in den Brühler 
Garten, wobei politische Dis-
kussionen und sportliche He-
rausforderungen ineinander 
übergingen. Auch der Minister-
präsident Bodo Ramelow und 
die Fraktions- sowie Landes-
vorsitzende Susanne Henning-
Welsow ließen es sich nicht 
nehmen, auf diesem politischen 
und kulturellen Festival vorbei-
zuschauen. Einige Jungpoliti-
kerinnen und -politiker sowie 
Gäste nutzten diese Chance, 
mit den beiden ins Gespräch zu 
kommen. Da Unterhaltung, De-
batte, Tanz und das ein oder an-

dere Getränk auf die Dauer be-
kanntlich Hunger aufkommen 
lassen, erfreuten sich viele an 
den internationalen Essensan-
geboten durch den Kulturverein 
Mesopotamien und den Hunga-
ria Imbiss. Wer nach den lecke-
ren Speisen etwas schwerfällig 
wurde, konnte sich im Shisha-
Zelt zurücklehnen oder sich an 
den Infoständen in aller Ruhe 
Informationen besorgen oder 
Merchandise-Artikel ergat-
tern. Beliebt war dabei auch 
das »Doofen-Werfen« am Stand 
der Linksjugend,  bei dem man 
sich mit zielgenauem Werfen 
auf AFD-Spitzenpolitikerinnen 
und -politiker einen süßen ro-
ten oder grünen Nachtisch ver-
dienen konnte. Sicherlich wird 
diese runde Veranstaltung im 
kommenden Jahr ein drittes 
Mal stattinden, nur das Wetter 
kann dabei noch besser »ver-
handelt« werden.
Georg Buder und Johannes 
Hollenhorst

SummerLounge 2.0 – Aus Grün mach Rot

Mitglieder der linksjugend [‚solid]Thüringen und Organi-
satorinnen und Organisatoren der Summerlounge.

Trotz Regen entspannen die Gäste der Summerlounge.

Die Erfurterinnen und Erfurter 
brauchen mehr bezahlbaren 
Wohnraum. Diese Aussage wird 
inzwischen kaum noch jemand 
bestreiten. Die Zahlen – über 
210.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner zum 31. Dezember 
2015 und damit ein deutlicher 
Bevölkerungsanstieg um über 
10.000 Personen seit 2008 
– sprechen für sich. Dies war 
2011, als die AG Wohnen der 
Partei DIE LINKE. Erfurt ihre 
Arbeit aufnahm, noch anders. 
Ausgehend von einer schrump-
fenden Stadtbevölkerung hiel-
ten Stadtspitze und -verwal-
tung eine aktive kommunale 
Wohnungspolitik für überlüs-
sig. Hinzu kam eine verfehlte 
Stadtentwicklungspolitik, die 
sich vor allem auf die Schafung 
von Wohnraum im hochpreisi-
gen Segment und die Attrakti-
vität für private Investoren ori-
entierte.

Spätestens die 2014 auf Initia-
tive der LINKEN Stadtratsfrak-
tion vorgelegte Wohnungsbe-
darfsprognose dokumentierte 
die angespannte Situation im 
Mietmarkt. Alleinstehende 
Rentner (37 Prozent), Allein-
erziehende (31 Prozent) und 
jüngere Singlehaushalte (29 
Prozent) lagen nach den Daten 
der Studie bereits 2013 mit ih-
rer Mietbelastung in einem Be-
reich, den Expertinnen und Ex-
perten als armutsgefährdend 
einschätzen. Außerdem fehl-
ten große Wohnungen für Fa-
milien. Mit dem anhaltenden 
Zuzug und der folgenden Wohn-
raumknappheit haben sich die-
se Trends fortgesetzt.
Auf ihrer Mitgliederversamm-
lung am 3. Juni befasste sich 
DIE LINKE. Erfurt erneut inten-
siv mit der Wohnungspolitik. 
Diskutiert und beschlossen 
wurde ein Bündel von Maß-

nahmen, die Mieterinnen und 
Mieter entlasten sollen: Mili-
euschutzsatzungen, Aulagen 
zu barrierearmen und sozia-
lem Wohnraum im Baurecht 
für Investoren in der Stadt und 
Neubau durch die Kommu-
nale Wohnungsgesellschaft 
(KOWO). Hier ist die Erfurter 
Stadtratsfraktion der LINKEN 
schon aktiv geworden. Denn 
mit der KOWO und ihren 14.000 
Wohnungen verfügt die Stadt 
über ein sehr gutes Instrument 
zur Beeinlussung des lokalen 
Wohnungsmarktes. 
Für DIE LINKE ist die Zielrich-
tung klar: Der kommunale 
Wohnungsbau als Säule des 
Sozialstaates muss wiederbe-
lebt werden. Neben höheren 
Einkommen müssen möglichst 
viele Menschen die Sicherheit 
vor galoppierenden Mietsteige-
rungen genießen können.
Volker Hinck

Vorschläge für bezahlbares Wohnen in Erfurt

Der private Erfurter Miet-
markt boomt selbst dort, wo 
früher noch abgerissen wur-
de. Nach Jahren des Verfalls 

sanierte ein privater Investor 
zwei Punkthochhäuser im 

Rieth. Eröffnung war im März.
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Der Verein »Alternative 54 Er-
furt e.V.« wurde vor 21 Jahren 
von Abgeordneten der dama-
ligen PDS ins Leben gerufen. 
Grund dafür war die automati-
sche Diätenerhöhung nach §54 
der Landesverfassung für Ab-
geordnete des Thüringer Land-
tages. Seit Inkrafttreten des 
Absatzes 54 kämpft DIE LINKE 
dagegen an, allerdings war eine 
Verfassungsklage zunächst 
nicht erfolgreich. Anträge zur 
Abschafung dieses Verfahrens 
fanden im Landtag leider nicht 
die nötige Mehrheit, da Abge-
ordnete anderer Parteien die 
Vorschläge ablehnten.
Zudem entsprechen die Erhö-
hungen der Diäten nicht den 
realen Einkommens- und Ver-
mögensverhältnissen in Thürin-
gen. Die automatischen Erhö-
hungen der Diäten wurde von 
der LINKEN Fraktion als falsch 
verstanden. Stattdessen wird 
dieses Geld an die Alternative 
54 gespendet. Dieser spendet 
dieses dann an gemeinnützige 
Vereine und Verbände. 
Satzungszweck ist noch heute 
die Unterstützung von gemein-
nützigen und kulturellen Ver-
einen sowie Jugendprojekten. 
Diese soll möglichst unbürokra-

tisch und relativ zügig für Pro-
jekte zugänglich sein. Für alle 
Interessierten lohnt sich daher 
ein Blick auf die Homepage, 
auf der alle weiteren Details 
beschrieben sind. Das Anlie-
gen eines Vereins kann formlos 
verfasst werden und entspricht 
es der Satzung, steht der Un-
terstützung durch die Frakti-
on DIE LINKE nichts mehr im 
Wege. Die Höchstfördersum-
me beträgt dabei 500 Euro. Zur 
Scheckübergabe besuchen 
die Abgeordneten die Vereine 
gerne selbst. Das gegenseitige 
Kennenlernen ist ein wichtiger 
Teil für eine Zusammenarbeit in 
der Zukunft. Gespendet wurde 
schon für so gut wie alles: Vom 
ehrenamtlichen Sportverein bis 
hin zur Computerschule, von 
antifaschistischen Projekten 
bis hin zum medizinischen wie 
der »Rheuma-Liga« wurde ge-
spendet. Seit der Vereinsgrün-
dung sind so bis zum 31. Juli 
2016 insgesamt 1.112.503 Euro 
Spendengelder in gemeinnützi-
ge Projekte eingegangen.
Noch Fragen? Antworten inden 
sich auf der Homepage der Frak-
tion DIE LINKE. im Thüringer 
Landtag (http://www.die-linke-
thl.de/politik/alternative_54)

oder einfach per Mail unter al-
ternative54@gmx.de. Wir freu-
en uns über viele Anträge und 
Besuche der Vereine.
Selbstverständlich kann der 
Verein mit Hilfe von außen 
noch mehr bewirken – wer also 
gerne Mitglied werden möch-
te, kann sich unter demselben 

Kontakt melden. Die Abgeord-
nete Diana Skibbe freut sich 
über jede zusätzliche Unter-
stützung, denn für sie sind die 
Mitgliedschaft und der Verein 
eine Herzenssache, der sie seit 
ihrem Eintritt 2004 immer treu 
geblieben ist.
Jakob Blumenthal

Kürzlich geförderte Projekte:
Markt der Möglichkeiten (MdM) 
Der erste MdM wurde veranstaltet von Initiativen und Organisa-
tionen die sich für Geflüchtete in Erfurt einsetzen und diese mit 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen aus Erfurt zusammenbrin-
gen. Die Fraktions- und Parteivorsitzende Susanne Hennig-Well-
sow war selbst vor Ort. Sie war begeistert von den mehr als 1000 
Besucherinnen und Besucher. 

Fotoausstellung 
Im Rahmen der Denkmalwoche findet in der Engelsburg die Fo-
toausstellung »Martin Luther -Stationen« statt. Interessierte kön-
nen sie seit dem 11.September bewundern. 

Christopher Street Day (CSD) 
Das Straßenfest und die Demonstration des CSD wurde mit 
300Euro unterstützt. Unter dem Motto Erfurt stellt sich queer ha-
ben hunderte Begeisterte das Fest besucht.

AWO Erfurt  
Die Tagesgruppe der AWO in der Sofioterstraße freut sich über 
300Euro, mit denen sie eine Ferienzeit finanziert haben. Die Kinder 
bedanken sich für tolle Ausflüge in dieser Zeit.
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Linke Termine:

SudokuEinladung
Die nächste Versammlung 
unserer Basisgruppe

......................................

indet am ......................

um ................ Uhr statt.

Wir trefen uns in

......................................

......................................

Vorsitzende(r)

Ausfüllregel: In jeder Reihe, Spalte und Unterquadrat dürfen die Zahlen 1-9 je nur einmal vorkommen.

Die Alternative 54
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Die Vereinsvorsitzende der  
Alternative 54 und Thüringer Land-

tagsabgeordnete, Diana Skibbe. 

Seit der Vereinsgründung im Jahr 
1995 bis zum 31. Juli 2016 wurden 

durch den Verein 3.026 Zuwendun-
gen getätigt. Die Gesamtsumme der 
ausgereichten Spenden beläuft sich 

dabei auf 1.112.503,65 Euro.

http://www.die-linke- 
thueringen.de/mitmachen

3. November, 18 Uhr
»Rote Sofa«  
Auftaktveranstaltung
Zum Auftakt der Reihe »Das 
Rote Sofa - Gespräche mit 
linken Politiker*innen« be-
grüßt das RedRoXX Sozial-
ministerin Heike Werner. Im 
persönlichen Gespräch geht 
es um Motivation, Utopie 
und Realpolitik.
Ort: RedRoXX, Pilse 29

11. November, 18:00 Uhr
NSU aus (post-)migranti-
scher Sicht 
Gespräch mit Ayşe Güleç 
und Massimo Perinelli war-
um beim NSU-Komplex, das 
Hauptmotiv Rassismus und 
die direkt schmerzhaft be-
trofenen Angehörigen nicht 
beachtet werden.  
Ort:  Radio F.R.E.I.,  
Gotthardtstraße 21


